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Vorblatt 


13. Änderung des Zollgesetzes 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Das Gesetzgebungsverfahren bei Änderung des Zollgesetzes 
ist in einzelnen Fällen schwerfällig, um Möglichkeiten nach 
dem Recht der Europäischen Gemeinschaften ohne zwischen- 
zeitlichen Schaden für die deutsche Wirtschaft in nationales 
Recht zu transformieren. 

Assoziationsabkommen im Rahmen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft führen laufend zu Änderungen des Zoll- 
gesetzes, die inhaltlich durch die Vertragstexte vorbestimmt 
sind. 


B. Lösung 

Die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnungen durch die 
Bundesregierung soll erweitert werden. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Keine. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. November 1970 

1/4 (IV/5) — 65304 — Zo 36/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Dreizehnten Gesetzes 
zur Änderung des Zollgesetzes 

mit Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 358. Sitzung am 13. November 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 
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Entwurf eines Dreizehnten Gesetzes 
zur Änderung des Zollgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Zollgesetz vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 737) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. Mai 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 529), wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 21 wird 

a) in Absatz 2 Nr. 4 angefügt: 

,,f) bis zu der in Verordnungen, Richtlinien 
oder Entscheidungen des Rates oder der 
Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften, insbesondere auf Grund der 
Artikel 43, 98, 101, 103, 107, 108, 109, 
113, 134, 235 und 238 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft, festgelegten Höhe 
aa) zur Vermeidung oder Beseitigung 
von Wettbewerbsbeeinträchtigun- 
gen, Verkehrsverlagerungen und an- 
deren ernsten Störungen einzelner 
Wirtschaftszweige im Zollgebiet der 
Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft oder im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes, 

bb) zur Durchführung von Maßnahmen 
auf dem Gebiet der Handelsmono- 
pole, der Agrarpolitik und der ge- 
meinsamen Marktorganisationen, 
cc) zur Behebung der Folgen von Wech- 
s elkursänderungen bei 1 and wi rts ch af t- 
lichen Waren des Anhangs II zum 
Vertrag zur Gründung der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft oder 
ihren, insbesondere in den Verord- 
nungen (EWG) Nr. 170/67 des Rates 
vom 27. Juni 1967 (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften 
S. 2596) und Nr. 1059/69 des Rates 
vom 28. März 1969 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
141/1) erfaßten Folgeprodukten, bei 
denen Preise in Rechnungseinheiten 
der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft festgesetzt sind oder von einer 
Änderung der in Rechnungseinhei- 
ten festgesetzten Preise anderer 
landwirtschaftlicher Waren oder Fol- 
geprodukte beeinflußt werden oder 
bei denen Eingangsabgaben auf der 
Basis solcher Preise errechnet wer- 
den, 


g) bei der Einfuhr der unter Buchstabe f) 
Unterabsatz cc) aufgeführten Waren in 
dringenden Fällen, in denen nach dem 
Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft oder nach dem in 
Ausführung des Vertrages erlassenen 
Gemeinschaftsrecht sofortige Maßnahmen 
der Mitgliedstaaten zugelassen sind, bis 
zur Hohe der in Absatz 5 vorgesehenen 
Sätze, mindestens jedoch bis zur Höhe 
eines Wertzollsatzes von 20 vom Hundert 
zur Behebung schwerwiegender Folgen 
von Wechselkursänderungen, soweit und 
solange nicht Rechtsakte des Rates oder 
der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften die Aufhebung oder Ände- 
rung der Maßnahmen verlangen. 1 ' 

b) Absatz 2 Nr. 5 wie folgt gefaßt: 

„5. für Waren, für die in Abkommen der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaften oder dieser Gemeinschaften 
mit anderen Staaten oder in anderen 
Assoziationsregelungen, die im Bundes- 
gesetzblatt, im Bundesanzeiger oder im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten veröffentlicht und als in Kraft getre- 
ten bekanntgegeben sind, besondere 
Schutzmaßnahmen zur Behebung von 

ernsten Störungen in einem Wirt- 
schaftsbereich eines oder mehrerer 
Mitglied Staaten der Europäischen 
Gemeinschaften oder in der äußeren 
finanziellen Stabilität dieser Mit- 
gliedstaaten, oder 

Schwierigkeiten, die die wirtschaft- 
liche Lage eines Gebietes oder eines 
Wirtschaftszweiges der Gemein- 
schaft verschlechtern, einschließlich 
Verkehrs Verlagerungen, 

vorgesehen sind, Angleichungszollsätze 
nach Maßgabe der Abkommen, Assozia- 
tionsregelungen oder der zusätzlichen 
entsprechend veröffentlichten und als in 
Kraft getreten bekanntgegebenen Inter- 
nen Abkommen der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften hierzu an- 
gewendet werden 

a) bis zu der von der Kommission oder 
dem Rat der Europäischen Gemein- 
schaften hierfür festgelegten Höhe, 

b) bis zur Höhe der autonomen Zoll- 
sätze, soweit die Bundesrepublik nach 
den vorbezeichneten Abkommen zu 


2 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 1440 


diesen Zollsatzerhöhungen ermächtigt 
ist, 

c) in dringenden Fällen bis zur Höhe 
der in Absatz 5 vorgesehenen Sätze, 
mindestens jedoch bis zur Höhe eines 
Wertzollsatzes von 20 vom Hundert, 
soweit sofort Maßnahmen zur Behe- 
bung der vorbezeichneten Schwierig- 
keiten erforderlich sind.“ 

c) Absatz 2 Nm. 6 und 7 gestrichen, 

d) in Absatz 7 die Angabe „Nrn. 4 bis 7“ ersetzt 
durch die Angabe „Nrn. 4 und 5“. 

2. In § 77 wird 

a) Absatz 3 Nr. 5 gestrichen, 

b) Absatz 4 Nr. 4 wie folgt gefaßt: 

„4. insoweit ändern, als es zur Durchführung 
von Abkommen, die die Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaften oder 
diese Gemeinschaften mit anderen Staa- 
ten geschlossen haben, oder von anderen 
Assoziationsregelungen einschließlich der 
Internen Abkommen der Mitgliedstaaten 
dieser Gemeinschaften hierzu, sowie von 
Beschlüssen über die beschleunigte Ver- 
wirklichung der Ziele der vorbezeichne- 


ten Abkommen erforderlich ist, wenn 
diese Abkommen, Assoziationsregelun- 
gen, Internen Abkommen und Beschlüsse 
im Bundesgesetzblatt, im Bundesanzeiger 
oder im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften veröffentlicht und als in 
Kraft getreten bekanntgegeben worden 
sind.“ 

c) Absatz 4 Nr. 5 bis 7 gestrichen, 

d) in Absatz 10 die Angabe „nach den Absätzen 
1 bis 4 und 8“ ersetzt durch die Angabe „nach 
den Absätzen 1 bis 4, 8 und 9“. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


Allgemeines 

Die verschiedenen Assoziationsabkommen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und ihrer Mit- 
gliedstaaten mit anderen Ländern oder zugunsten 
anderer Länder enthalten regelmäßig Bestimmungen, 
nach denen Besondere Zollsätze für Waren aus die- 
sen Ländern festzusetzen sind. Sie enthalten im Hin- 
blick auf die Möglichkeit grundlegender Änderun- 
gen der wirtschaftlichen Lage grundsätzlich auch 
Schutzklauseln, die eine Rücknahme wirtschaftlich 
nicht mehr tragbarer Vergünstigungen oder die Ein- 
führung von bestimmten Ausgleichsabgaben in Zei- 
ten erheblicher wirtschaftlicher oder finanzieller 
Schwierigkeiten vorsehen. Derartige Entwicklungen 
können sehr rasch und unerwartet eintreten, so daß 
die Möglichkeit zu schnellem Handeln in solchen 
Fällen vorliegen muß. 

Seit Bestehen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft ist dementsprechend bisher jeweils zu ver- 
schiedenen Assoziationsabkommen in § 21 Zollge- 
setz eine besondere Durchführungsermächtigung für 
Schutzmaßnahmen und in § 77 Zollgesetz eine Durch- 
führungsermächtigung für die zolltariflichen Ver- 
tragspflichten unter Bezugnahme auf das einzelne 


Assoziationsabkommen eingefügt worden. Diese 
Art der Vertragsdurchführung hat die angeführten 
Paragraphen stark erweitert und eine größere An- 
zahl von Änderungsgesetzen zum Zollgesetz parallel 
zu den Zustimmungsgesetzen zu den einzelnen Ab- 
kommen erfordert (vgl. u. a. Drittes Gesetz zur Än- 
derung des Zollgesetzes vom 25. März 1964 — BGBl. 
I S. 245 f Viertes Gesetz zur Änderung des Zollgeset- 
zes vom 9. September 1964 — BGBl. I S. 805); Zehn- 
tes Gesetz zur Änderung des Zollgesetzes vom 
23. April 1968 — BGBL I S. 325). 

Mit dem erneuerten Assoziationsabkommen zwi- 
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
den mit dieser assoziierten afrikanischen Staaten 
und Madagaskar (sog. Yaounde II) und dem Abkom- 
men zur Gründung einer Assoziation zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Ver- 
einigten Republik Tansania, der Republik Uganda 
und der Republik Kenia müßten die §§ 21 und 77 
Zollgesetz jeweils wieder um zwei entsprechende 
Durchführungsermächtigungen ergänzt werden. An- 
gesichts der jeweils im Aufbau ähnlichen Bestim- 
mungen in den Assoziationsregelungen erscheint es 
sowohl aus Gründen der zeitgerechten Durchführbar- 
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keit von Abkommen dieser Art auf dem Gebiet der 
Zölle als auch zum Zwecke der Übersichtlichkeit der 
gesetzlichen Bestimmungen angebracht, für Assozia- 
tionsabkommen der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft und der Mitgliedstaaten mit anderen 
Staaten oder Assoziationsregelungen zugunsten an- 
derer Länder (z. B. Niederländische Antillen) allge- 
meine Durchführungsermächtigungen zu den Zoll- 
verpflichtungen und Schutzmaßnahmen vorzusehen. 
Hiernach können die Maßnahmen, die nach den be- 
stehenden und künftig abgeschlossenen Abkommen 
auf dem Gebiet der Zölle zu treffen sind, in jedem 
Fall nach dem Inkrafttreten dieser Abkommen jeder- 
zeit Vertrags- und zeitgerecht ohne weitere Einfü- 
gungen in das Zollgesetz durchgeführt werden. 

Es erscheint weiterhin zweckmäßig, den gesamten 
Bereich des Vertrages zur Gründung der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft ansprechende Er- 
mächtigungen zu schaffen, die sicherstellen, daß 
Rechtsakte der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft — soweit sie Ausgleichsabgaben betreffen — 
durchgeführt werden können. Bei den empfindlichen 
Agrarwaren müssen auch Sofortmaßnahmen bis zur 
Ablösung durch Rechtsakte der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft in Form solcher Ausgleichsab- 
gaben ergriffen werden können. Diesem Ziel dienen 
die Anfügungen in § 21 Abs. 2 Nr. 4 Zollgesetz. 

Zu den Artikeln im einzelnen 

Artikel 1 Nr. 1 a 

Die Ermächtigungen in § 21 Abs. 2 Nr. 4 Zollgesetz, 
die bisher nur Durchführungsermächtigungen zu den 
Artikeln 46, 115, 226 und 235 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
vorsahen, werden in der Weise ergänzt, daß unter 
Aufzählung der wichtigsten einschlägigen Artikel 
des Vertrags alle wesentlichen Fälle erfaßt werden, 
nach denen im Rahmen des Vertrages Abgaben in 
Form von Angleichungszöllen in Frage kommen 
können. Da es sich um Schutzmaßnahmen handelt, 
die plötzlich auftretenden Schwierigkeiten schnell 
begegnen sollen, muß in diesen Fällen die Bundes- 
regierung im Interesse der deutschen Wirtschaft un- 
mittelbar handeln können. Maßnahmen über Abga- 
ben, die im deutschen Recht als Angleichungszölle 
zu erheben sind, nach Verordnungen, Richtlinien 
oder Entscheidungen des Rates oder der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften müssen da- 
her umgehend durch Regierungsverordnung getrof- 
fen werden. Angesichts der hohen Empfindlichkeit 
der Agrarwaren im Rahmen der europäischen Markt- 
organisationen muß die Bundesregierung bei diesen 
Waren in besonderen Notfällen, die ein schnelles 
nationales Handeln bis zur gemeinschaftlichen Rege- 
lung innerhalb der Gemeinschaften unerläßlich 
machen, auch in die Lage versetzt werden, derartige 
Abgaben von sich aus zur Überbrückung kurzfristig 
einzuführen. Die in § 21 Abs. 2 Nr. 4 Buchstabe g 
Zollgesetz vorgesehene Ermächtigung enthält die 
hierfür erforderliche Regelung. Entsprechend dem 
überbrückungszweck sind solche Eilmaßnahmen als- 
bald auf Grund nachfolgender gemeinschaftlicher 
Rechtsakte aufzuheben oder zu ändern. 


Der Bundestag kann gemäß § 21 Abs. 7 Zollgesetz 
binnen vier Monaten die Aufhebung der danach 
erlassenen Verordnungen verlangen. 

Artikel 1 Nr. 1 b 

Anstelle der Ermächtigungen in § 21 Abs. 2 Nrn. 5 
bis 7 Zollgesetz für den Erlaß besonderer Schutz- 
maßnahmen im Rahmen von Assoziationsregelungen 
(Niederländische Antillen) und Assoziationsabkom- 
men (Assoziierte afrikanische Staaten und Mada- 
gaskar? Nigeria) tritt eine Ermächtigung, die nicht 
allein für diese Abkommen, sondern auch für künftig 
gleichartige Abkommen (z. B. Yaounde II? Tansa- 
nia, Uganda und Kenia) gilt. Die Formulierung um- 
faßt die im Rahmen der Assoziierungsabkommen in 
der Regel als angemessen vereinbarten Maßnah- 
men. Auch hier kann der Bundestag gemäß § 21 
Abs. 7 Zollgesetz binnen vier Monaten die Aufhe- 
bung der danach erlassenen Verordnungen ver- 
langen. 

Artikel 1 Nr. 1 c und d 

Diese Bestimmung bringt die redaktionellen Raf- 
fungen und Anpassungen, die durch die vorstehende 
Regelung ermöglicht werden. 

Artikel 1 Nr. 2 

Die Durchführung der Vertragsverpflichtungen aus 
Assoziierungsabkommen, Assoziierungsregelungen, 
Internen Abkommen der Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaften und Beschleunigungsbe- 
schlüssen hierzu war bisher einzeln für das jeweilige 
Abkommen in § 77 Abs. 3 Nr. 5 und Abs. 4 Nrn. 4 
bis 7 geregelt. Diese Vorschriften müßten bei die- 
sem System um weitere Ermächtigungen für das 
zweite Assoziierungsabkommen mit den assoziierten 
afrikanischen Staaten und Madagaskar, für das 
Assoziationsabkommen mit der Vereinigten Repu- 
blik Tansania, der Republik Uganda und der Repu- 
blik Kenia und für künftige Abkommen ergänzt 
werden. Zwecks zeitgerechter Vertragserfüllung und 
besserer Übersichtlichkeit der gesetzlichen Grund- 
lagen werden die bestehenden Ermächtigungen zu- 
sammengefaßt und dabei derart gestaltet, daß sie 
auch die Durchführung künftiger rechtmäßig be- 
schlossener und in Kraft getretener Abkommen 
sicherstellen. 

Artikel 2 

Es handelt sich um die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 3 

Im Hinblick auf das bevorstehende Inkrafttreten der 
Assoziationsabkommen mit den assoziierten afri- 
kanischen Staaten und Madagaskar sowie mit der 
Vereinigten Republik Tansania, der Republik 
Uganda und der Republik Kenia soll das Gesetz am 
Tage nach seiner Verkündung in Kraft treten. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus- 
führung dieses Gesetzes nicht mit zusätzlichen 
Kosten belastet. 
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